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Das Bundesministeriumder Justiz (BMJ) hat am16.2.2023 denReferentenentwurf für einGesetz zur Umsetzungder EU-Verbands-

klagenrichtlinie veröffentlicht (vgl. PM BMJ vom gleichen Tag). Das Kernstück des Gesetzentwurfs sei das neue Verbraucherrech-

tedurchsetzungsgesetz (VDuG). Es bündele die bisher in der ZPO enthaltenen Regelungen über die Musterfeststellungsklagemit

den Regelungen zur Einführung einer neuartigen Klageform – der sogenannten Abhilfeklage. Dadurch könnten Verbraucher, wie

bereits bei der Musterfeststellungsklage, mithilfe bestimmter qualifizierter inländischer Verbraucherverbände ihre Ansprüche

einklagen. Diese Möglichkeit stünde auch qualifizierten Einrichtungen aus anderenMitgliedstaaten der EU offen. Dabei müssten

die Verbände Ansprüche von mindestens 50 betroffenen Verbrauchern vertreten, die sich zuvor in einem Verbandsklageregister

angemeldet haben. Durch diese Regelung müssten die Verbraucher nicht selbst klagen und profitieren unmittelbar vom Verfah-

ren: Etwaige ihnen zustehendeBeträgewürden imErfolgsfall von einemSachwalter direkt an sie ausgezahlt. KleineUnternehmen

würden im Gesetzentwurf Verbrauchern gleichgestellt, d. h. auch sie profitieren von der Abhilfeklage, wenn auch sie sich recht-

zeitig zur Eintragung in das Verbandsklageregister angemeldet haben. Vgl. hierzu auchdieMeldungdes BMJ auf der zweiten Seite

diesesWochenüberblicks sowie den BeitragAshkar/Schröder, BB 2023, 451 ff. (in diesemHeft).

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Voraussetzungen für die Erlangung

des Schutzes für ein Bauelement eines kom-

plexen Erzeugnisses („Sattelunterseite“)

Art. 3 Abs. 3 und 4 der Richtlinie 98/71/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom

13. Oktober 1998 über den rechtlichen Schutz

von Mustern und Modellen ist dahin auszulegen,

dass das Erfordernis der „Sichtbarkeit“, das nach

dieser Vorschrift erfüllt sein muss, damit ein Mus-

ter, das bei einem Erzeugnis, das Bauelement ei-

nes komplexen Erzeugnisses ist, benutzt oder in

dieses Erzeugnis eingefügt wird, rechtlichen

Musterschutz genießen kann, im Hinblick auf

eine Situation der normalen Verwendung dieses

komplexen Erzeugnisses zu prüfen ist, wobei es

darauf ankommt, dass das betreffende Bauele-

ment nach seiner Einfügung in dieses Erzeugnis

bei einer solchen Verwendung sichtbar bleibt. Zu

diesem Zweck ist die Sichtbarkeit eines Bauele-

ments eines komplexen Erzeugnisses bei seiner

„bestimmungsgemäßen Verwendung“ durch

den Endbenutzer aus der Sicht dieses Benutzers

sowie der Sicht eines außenstehenden Beobach-

ters zu beurteilen, wobei diese bestimmungsge-

mäße Verwendung die Handlungen, die bei der

hauptsächlichen Verwendung eines komplexen

Erzeugnisses vorgenommen werden, sowie die

Handlungen, die der Endbenutzer im Rahmen ei-

ner solchen Verwendung üblicherweise vorzu-

nehmen hat, umfassen muss, mit Ausnahme von

Instandhaltung, Wartung und Reparatur.

EuGH, Urteil vom 16.2.2023 – C-472/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-449-1
unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Stickstoffgenerator – Biozidprodukt

i. S. v. Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der VO (EU)

Nr. 528/2012

In situ generierter Stickstoff, mit dem Schador-

ganismen bekämpft werden, ist ein Biozidpro-

dukt im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der

Verordnung (EU) Nr. 528/2012 über die Bereit-

stellung auf dem Markt und die Verwendung

von Biozidprodukten.

BGH, Urteil vom 10.11.2022 – I ZR 16/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-449-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Gesellschafterliche Treuepflichten ei-
nes GmbH-Gesellschaftergeschäftsführers
a) Dem Gesellschafter einer GmbH steht kein

Anspruch gegen den Geschäftsführer auf Unter-

lassung der Einreichung einer zu seinen Lasten

materiell unrichtigen Gesellschafterliste zum

Handelsregister wegen drohender Verletzung

organschaftlicher Pflichten zu.

b) Ein Gesellschafter einer GmbH, der seine Stel-

lung als Geschäftsführer dadurch missbraucht,

dass er eine materiell unrichtige Gesellschafter-

liste zum Handelsregister einreicht, um damit ei-

gennützige Interessen durchzusetzen, verletzt

seine gesellschafterliche Treuepflicht gegenüber

dem von der Unrichtigkeit nachteilig betroffe-

nen Gesellschafter.

c) Gegen den Gesellschaftergeschäftsführer ei-

ner GmbH, der unter Verletzung seiner gesell-

schafterlichen Treuepflicht eine materiell unrich-

tige Gesellschafterliste einreichen will, steht

dem von der Unrichtigkeit nachteilig betroffe-

nen Gesellschafter ein Unterlassungsanspruch

zu, den er mit der vorbeugenden Unterlassungs-

klage geltend machen kann.

BGH, Urteil vom 8.11.2022 – II ZR 91/21 (in der

Fassung des Berichtigungsbeschlusses vom 31.1.

2023)
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-449-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Anwaltliche Sorgfaltspflichten bei
Übermittlung fristgebundener Schriftsätze
über beA entsprechen denen bei Übersen-
dung per Telefax
a) Die anwaltlichen Sorgfaltspflichten im Zu-

sammenhang mit der Übermittlung von frist-

gebundenen Schriftsätzen im Wege des elek-

tronischen Rechtsverkehrs über das besondere

elektronische Anwaltspostfach (beA) entspre-

chen denen bei Übersendung von Schriftsät-

zen per Telefax.

b) Unerlässlich ist die Überprüfung des Versand-

vorgangs. Dies erfordert die Kontrolle, ob die Be-

stätigung des Eingangs des elektronischen Do-

kuments bei Gericht nach § 130a Abs. 5 Satz 2

ZPO erteilt worden ist.

BGH, Beschluss vom 11.1.2023 – IV ZB 23/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-449-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: COVID-19-Pandemie und Mietvertrag

für Hochzeitsfeier – Anspruch auf Vertrags-

anpassung wegen Störung der Geschäfts-

grundlage gem. § 313 Abs. 1 BGB

a) Kann eine Hochzeitsfeier aufgrund der zu

diesem Zeitpunkt zur Bekämpfung der COVID-

19-Pandemie geltenden Maßnahmen nicht wie

geplant durchgeführt werden, wird dem Ver-

mieter der hierfür gemieteten Räumlichkeiten

die von ihm geschuldete Leistung nicht un-

möglich (im Anschluss an Senatsurteil vom

2. März 2022 – XII ZR 36/21 – NJW 2022,

1382).

b) Der Umstand, dass die Durchführung einer

Hochzeitsfeier mit der geplanten Bewirtung

von bis zu 120 Personen aufgrund verschiede-

ner Regelungen in der zu diesem Zeitpunkt

geltenden Corona-Schutzverordnung nicht zu-

lässig war, führt nicht zu einem Mangel des

Mietgegenstands im Sinne von § 536 Abs. 1

Satz 1 BGB.

c) Für einen Mieter, der Räume zur Durchfüh-

rung einer Veranstaltung gemietet hat, kommt

grundsätzlich ein Anspruch auf Vertragsanpas-

sung wegen Störung der Geschäftsgrundlage

gemäß § 313 Abs. 1 BGB in Betracht, wenn die

Veranstaltung aufgrund von hoheitlichen Maß-

nahmen zur Bekämpfung der COVID-19-Pande-
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